
Es gab kein Unrechtsbewusstsein
Dokumentationszentrum NS-Zwangsarbeit und ND suchen Zeitzeugen für eine Dauerausstellung

● Sie suchen für Ihr Dokumentati-
onszentrum mehr Informationen
über Zwangsarbeiterlager in der
Nazizeit. Gibt es zu wenig Material
von Zeitzeugen?

Es gibt vor allem zu wenig Erin-
nerungsberichte und zu wenig his-
torisches Material von deutschen
Zeitzeugen. Besonders betrifft dies
das Lager hier in Niederschöne-
weide an der Britzer und Köllni-
schen Straße, das auch als Italie-
nerlager bezeichnet wurde. Gerade
hier fehlen uns Aussagen von
deutschen Zeitzeugen.

● Was genau suchen Sie?

Wir bereiten eine Dauerausstel-
lung vor zur Geschichte der NS-
Zwangsarbeit mit einem Schwer-
punkt auf den Ereignissen im
Großraum Berlin. Die Ausstellung
soll im Mai 2013 eröffnet werden.
Dafür suchen wir alles, was Auf-
schluss gibt über die Allgegenwär-
tigkeit von Zwangsarbeit und alles,
was Aufschluss gibt über die Be-
gegnungen und Kontakte zwischen
Deutschen und Zwangsarbeitern.

Wir suchen zum Beispiel Fotos,
auf denen Zwangsarbeiter und
Zwangsarbeiterinnen zu sehen
sind. Das können Gruppenfotos
mit Zwangsarbeitern und Deut-
schen sein oder auch Gruppenfotos
von Zwangsarbeitern, die sich vor
Berliner Sehenswürdigkeiten foto-
grafieren ließen. Das sind Auf-
nahmen, die oft von professionel-
len Fotografen gemacht wurden.
Wir suchen auch Personalkartei-
karten von Berliner Firmen, die
Zwangsarbeiter eingesetzt haben.

● Sind Sie auch an Gegenständen
interessiert?

Auf jeden Fall. Wir suchen zum
Beispiel Gegenstände, die von
Zwangsarbeitern hergestellt und
gegen Lebensmittel bei Deutschen
eingetauscht wurden. Erst letzte
Woche hat uns eine Berlinerin
Backförmchen aus Aluminium ge-
bracht, die von Zwangsarbeitern
hergestellt worden sind. Diese Ber-
linerin war während des Krieges
als junge Arbeiterin in einer Rüs-
tungsfabrik eingesetzt, hatte dort
Kontakt zu Zwangsarbeitern und
hat diese Backförmchen gegen Le-
bensmittelmarken eingetauscht.

Wir suchen auch nach Filmauf-
nahmen. Das ist mit Sicherheit
sehr selten, aber wir wissen von
der Existenz eines privaten Farb-
films aus Lichtenberg, der Ostar-

beiterinnen zeigt. Und wir suchen
Briefe, Tagebücher oder ähnliches,
eben auch Selbstzeugnisse von
deutschen Zeitzeugen, in denen
Zwangsarbeiter erwähnt sind.

● Also die Erinnerungen der Ber-
linerinnen und Berliner?

Ja, Wir möchten gern wissen:
Was haben die Berliner von den
Zwangsarbeitern wahrgenom-
men? Was wussten die Berliner?
Wo haben die Zwangsarbeiter ge-
arbeitet? Wo und wie waren sie
untergebracht? Wo hat man sie
sonst gesehen? Auch das betrifft
wiederum einerseits die direkte
Umgebung des Lagers Nieder-
schöneweide wie auch ganz Berlin.
Dann gibt es spezielle Lager wie
das Arbeitserziehungslager Wuhl-
heide oder das Durchgangslager in
Wilhelmshagen, die wichtig sind.

Auch interessieren uns Berichte
über die verschiedenen Gruppen
von Zwangsarbeitern – Kriegsge-
fangene, aber auch KZ-Häftlinge
aus den Außenlagern des KZ Sach-
senhausen, die in Berlin zur
Zwangsarbeit eingesetzt wurden,
und vor allem die größte Gruppe
der zivilen Zwangsarbeiterinnen
und Zwangsarbeiter – Männer,
Frauen und Kinder, die aus ganz
Europa hierher verschleppt wur-
den. Franzosen, Belgier, Italiener
bis hin zu Polen und Russen.

Wir möchten gerne wissen: Gab
es Unterstützung für die Zwangs-
arbeiterinnen und Zwangsarbei-
ter, die ja zumeist unter sehr pre-
kären Bedingungen gelebt haben.
Oder wer kann berichten, inwie-

weit es Misshandlungen gab, zum
Beispiel am Arbeitsplatz?

● Wie muss man sich die Vorberei-
tungen und Auswertungen für
solch eine Ausstellung vorstellen?

Grundsätzlich recherchieren wir
sehr breit für die Dauerausstel-
lung, das heißt in deutschen und
ausländischen Archiven und Insti-
tutionen. Wir recherchieren auch
in speziellen Sammlungen wie dem
Online-Archiv an der Freien Uni-
versität Berlin, wo rund 600 Inter-
views mit ehemaligen Zwangsar-
beitern abrufbar sind. Wir recher-
chieren zudem bei Privatpersonen.

Das sind ehemalige Zwangsarbei-
ter bzw. zunehmend ihre Nachfah-
ren sowie deutsche Zeitzeugen. Bei
der Gruppe der deutschen Zeitzeu-
gen geht es uns nicht um Schuld-
zuweisung, sondern schlichtweg
um Erkenntnis. Es geht um die
Frage: Wie war das eigentlich da-
mals genau und wo und wie hat
die deutsche Bevölkerung während
des Krieges Zwangsarbeit wahrge-
nommen? Das, denke ich, ist eine
ganz zentrale Frage.

● Warum, glauben Sie, gibt es so
spärliche Informationen über die
NS-Zwangsarbeiterlager in Berlin?

Wir wissen alle, dass die Ge-
schichte der NS-Vergangenheit
jahrzehntelang geprägt war von
Nichtwissenwollen, von Scham
und Schuldabwehr. Und im Fall
der NS-Zwangsarbeit kommt hin-
zu, dass diese lange überhaupt
nicht als NS-Unrecht galt, sondern
als Maßnahme zur Beseitigung des
kriegsbedingten Arbeitskräfte-
mangels. Diese Einstellung, die
sich auch auf die Rechtsprechung
niedergeschlagen hat, bestimmte
zum einen die Entschädigungsde-
batte – bis nach 1989. Diese Auf-
fassung prägte aber auch die ge-
sellschaftliche Erinnerung an
Zwangsarbeit.

Es gab schlichtweg kein Un-
rechtsbewusstsein. Und ich denke,
das zeigt sich auch heute noch an
Reaktionen von deutschen Besu-
chern, auch Anwohnern, die sa-
gen: Gerade die Insassen des La-
gers in Niederschöneweide hätten
sich doch frei bewegen können.

Viele haben ganz bestimmte Bilder
von Zwangsarbeit im Kopf, näm-
lich überwiegend KZ-Zwangsar-
beit. Es ist viel zu wenig bekannt
über die verschiedenen Gruppen,
die Zwangsarbeit leisten mussten
und die unter ganz unterschiedli-
chen Bedingungen zur Zwangsar-
beit eingesetzt waren.

● Das Lager Niederschöneweide
lag mitten in einem Wohngebiet.
Haben Sie Reaktionen von Nach-
barn bekommen, die während des
Krieges schon hier lebten?

Ja, einige wenige haben sich
gemeldet und konnten sich zum
Beispiel an Italiener oder auch an
Russen erinnern, die hier unterge-
bracht waren. Oder Zeitzeugen,
die damals Kinder waren, erzählen
von der Rodelbahn, die sie nicht
mehr benutzen konnten, weil das
Lager gebaut wurde. Insgesamt
hoffen wir auf mehr Reaktionen
und Erinnerungsberichte, vor al-
lem weil die Geschichte dieses La-
gers sehr schlecht dokumentiert ist
und wir auf jede Information an-
gewiesen sind.

● Wie lange existierte das Lager?

Ab Spätsommer/Herbst 1943
wurde begonnen zu bauen. Erste
Nachweise für eine Belegung fin-
den sich ab Mai 1944. Es war ein
sehr spät errichtetes Lager. Des-
wegen – das heißt aus Gründen
des Brandschutzes wegen der zu-
nehmenden Luftangriffe – sind die
Baracken aus Stein. Normalerwei-
se bestanden die Lager aus Holz-
baracken. Die Steinbauweise ist
mit ein Grund, warum die Bara-
cken noch beinahe komplett ste-
hen.

● Wie muss man sich die Lebenssi-
tuation der Zwangsarbeiter in den
Lagern vorstellen?

Grundsätzlich war der Alltag der
Zwangsarbeiter geprägt von der
Arbeit, die außerhalb des Lagers
stattfand. Diese Arbeit hat sich
ausgeweitet, sprich: die Arbeitszei-
ten wurden im Verlauf des Krieges
immer länger. Der Alltag im Lager
war bestimmt von Hunger, Krank-
heit, schlechter Versorgung, von
Heimweh, Enge, Kälte und der zu-
nehmenden Furcht vor Luftangrif-
fen, vor denen sich gerade die
Zwangsarbeiter kaum schützen
konnten. Auch wenn die Zwangs-
arbeiter aus Westeuropa im Ver-
gleich zu den Osteuropäern unter
etwas besseren Bedingungen leb-
ten, war die Situation aller ge-
kennzeichnet durch ihre Rechtlo-
sigkeit. Sie waren alle dem Terror-
system von Gestapo und Polizei
und auch der Willkür der NS-Justiz
ausgeliefert.

Interview: Andreas Heinz
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Meine Sicht

Allianzen
Klaus Joachim Herrmann
über Farben- und andere Spielchen

Warum sollte jemand den Junior-
partner geben, wenn keine Not er-
kennbar ist und er den Patriarchen
bieten kann? So sieht’s die SPD
und hat damit die Wirklichkeit auf
ihrer Seite. Sicher ist Rot-Grün ei-
ne mögliche Allianz, wenns mit
Rot-Rot nichts werden sollte – wa-
rum auch immer. Nach Grün-Rot
sieht es trotz der Schubkraft von
anderswo in Berlin bislang aber
nicht aus, vielleicht doch Rot-Rot-
Grün? Grün-Schwarz wird von Be-
teiligten auch nicht ausgeschlos-
sen. Da geht’s ja dann ebenfalls
umgekehrt.

Den großen Krach schiebt Rot-
Rot mit der ÖBS-Entscheidung
noch etwas vor sich her – es könn-
te ja auch die große Versöhnung
werden. Dagegen wiederum wirkt
Gelb. Das will sich parlamenta-
risch noch nicht rauszählen lassen.
Hart solle er bleiben, der Regie-
rende Bürgermeister, und das Geld
vor der Sozialsenatorin hüten,
macht die FDP scharf. Denn das si-
chert die Fortdauer des Streits im
Regierungslager. LINKS wäre
stinksauer. Andererseits wollen
die Liberalen LINKS nach dessen
Parteitagsvotum nun auch zur so-
fortigen Abstimmung für die sofor-
tige Aufhebung des Straßenaus-
baubeitragsgesetzes zwingen.
Dann wäre die SPD stinksauer.

Jeder mit jedem und alle gegen
alle. Das sind Allianzen. Politik und
Medien sind besonders im Wahl-
kampf flexibel und ideenreich.
Was könnte schöner sein, als sich
die Monate bis zum 18. September
mit politischen Farben- und sons-
tigen Spielchen zu vertreiben.

Autos werden abgehängt
Stadtentwicklungsplan Verkehr will Radlern und Fußgängern mehr Platz geben

Von Bernd Kammer

Die rot-rote Koalition hat die Ent-
scheidung über die Verlängerung
der Autobahn A 100 nach Treptow
auf Druck der Linkspartei zwar auf
die nächste Legislaturperiode ver-
schoben, im neuen Stadtentwick-
lungsplan (StEP) Verkehr ist das
umstrittene Projekt jedoch enthal-
ten. Das von Stadtenwicklungsse-
natorin Ingeborg Junge-Reyer
(SPD) vorgelegte Werk wurde ges-
tern im Senat beschlossen, ohne
Diskussion, wie es hieß.

Das bis 2025 geltende »Kurs-
buch für die Verkehrspolitik«, wie
Junge-Reyer den Plan nannte,
sieht ansonsten das Auto auf dem
Rückzug. Die Berliner sollen nach
Möglichkeit aufs Rad und den öf-
fentlichen Nahverkehr umsteigen
oder zu Fuß gehen. »Mit dem
Fahrrad bis zu Bus oder Bahn, das
letzte Stück dann zu Fuß bis zum
Ziel«, so die von Junge-Reyer be-
vorzugte Mobilitätskette. Nach den
Prognosen des StEP geht der Anteil
des Autoverkehrs bis 2025 von
derzeit 32 auf 25 Prozent zurück,

dafür steigt der des Fahrradver-
kehrs von 13 auf 18 Prozent. Der
öffentliche Nahverkehr legt von 27
auf 29 Prozent zu, während der
Anteil der Fußgänger konstant bei
28 Prozent bleibt.

Besonders in der Innenstadt will
die Senatorin deshalb den Stra-
ßenraum zu Gunsten des öffentli-
chen Nahverkehrs, vor allem aber
auch von Radfahrern und Fußgän-
gern reorganisieren. So sollen
neue Radstreifen und Fahrrad-
straßen entstehen. Die können
auch mit dem Leihrad genutzt
werden: Im Mai startet beispiels-
weise das neue Mietrad-System
der Deutschen Bahn. Bisher konn-
ten die Call-a-Bike-Räder praktisch
an jeder Ecke der Innenstadt aus-
geliehen werden, künftig werden
sie in zunächst 50 Stationen ausge-
liehen. Für Stammkunden des Ber-
liner Nahverkehrs ist die Nutzung
während der ersten 30 Minuten
kostenlos.

Mit dem StEP soll auch ein Leih-
system bei Autos – vorzugsweise
Elektromodelle – gefördert wer-
den. Junge-Reyer kündigte die

Einrichtung von 1000 Parkplätzen
für Carsharing in der Stadt an. An-
dere Auto-Parkplätze werden
schrumpfen und zu Fahrradstell-
flächen oder Gehwegen umfunkti-
oniert. Dafür soll mit den Bezirken
ein »Masterplan Parken« erarbei-
tet werden.

Bei den Investitionen geht es vor
allem um den Erhalt der bestehen-
den Infrastruktur. Neue Projekte
für den Nahverkehr sind nicht in
Sicht. Einzelmaßnahmen müssten
noch definiert werden, sagte Jun-
ge-Reyer. Ob sie dann finanziert
werden, ist vom Finanzsenator
oder dem Bund abhängig. Der Plan
bestätigt die bekannten Projekte
wie die Verlängerung der U 5 und
den Bau der S 21 vom Hauptbahn-
hof zum Nordring. »Planerisch«
werde man sich auch mit dem Bau
der Straßenbahn über Leipziger
Straße und Kulturforum nach Steg-
litz beschäftigen, »um zu sehen, ob
es sich lohnt«, so die Senatorin.
Zunächst aber müsse die U 5 ge-
baut werden, gleichzeitiges Bauen
auf mehreren parallelen Ost-West-
Strecken gehe nicht.

Etwa 3000 Zwangsarbeiterlager
gab es im Großraum Berlin in
der Nazizeit. Gemeinsam mit
ND suchen Wissenschaftler
Zeitzeugen, die Erinnerungen,
Dokumente, Fotos und Alltags-
gegenstände beisteuern. ND
berichtet. Zeitzeugen wenden
sich an Projektkoordinatorin

Dr. Silvija Kavcic,
Britzer Straße 5,
12439 Berlin, Telefon
6 39 02 88 13, E-Mail:
kavcic@topographie.de;
www.dz-ns-zwangsarbeit.de

Freispruch in
Liebig 14-Prozess
(dpa). Im ersten Prozess nach den
Krawallen bei der Räumung des
besetzten Hauses Liebigstraße 14
ist ein 36-Jähriger am Dienstag
vom Vorwurf des Steinwurfs frei-
gesprochen worden. Der Angeklag-
te muss 600 Euro Strafe wegen
Widerstandes gegen Polizeibeamte
zahlen, urteilte das Amtsgericht
Tiergarten. Der Mann aus Großbri-
tannien war als vermeintlicher
Steinwerfer festgenommen wor-
den. Der Prozess hat nicht erwie-
sen, dass es der Angeklagte war,
der am Abend des 2. Februar ei-
nen Stein in den Rücken eines Po-
lizisten geworfen hatte, sagte die
Richterin. Die Staatsanwaltschaft
hat 15 Monate Haft ohne Bewäh-
rung beantragt. Insgesamt hatte
die Polizei in Friedrichshain bei
der Räumung mehr als 80 Perso-
nen festgenommen. Der Altbau
war 1990 besetzt worden. Zeitwei-
se gab es Mietverträge, die aber
gekündigt wurden, als Privatper-
sonen das Haus Ende der 1990er
Jahre gekauft hatten.

SPD schließt
Grün-Rot aus
(dpa). Die Berliner SPD sieht sich
nach wie vor nicht als möglicher
Juniorpartner der Grünen in der
Hauptstadt. Die »Frage nach Grün-
Rot« stelle sich aufgrund der Be-
liebtheit des Regierenden Bürger-
meisters und SPD-Spitzenkandida-
ten Klaus Wowereit in Berlin nicht,
sagte SPD-Chef Michael Müller
dem »Tagesspiegel« am Dienstag.
Klaus Wowereit sei »der populärs-
te Politiker, von dem die Wähler
wollen, dass er die Stadt über 2011
hinaus erfolgreich führt«, sagte
Müller. »Deshalb stellt sich die
Frage nach Grün-Rot nicht.« In
Baden-Württemberg ist die SPD
dagegen bereit, unter einem Grü-
nen-Ministerpräsidenten Winfried
Kretschmann mitzuregieren. Proteste gegen

Ausstellung Knuts
(dpa). Zahlreiche Fans des im Zoo
gestorbenen Eisbären Knut wollen
seine Präparation und Ausstellung
im Berliner Naturkundemuseum
verhindern. Unter dem Motto
»Stoppt die Ausstopfung von
Knut...« werden sie an diesem
Samstag, 2. April, vor dem Zoo
demonstrieren, bestätigte ein Poli-
zeisprecher. Angemeldet sei die
Demonstration durch eine Privat-
person auf dem Hardenbergplatz
für 15 bis 17 Uhr. Erwartet wer-
den etwa 50 Teilnehmer. Gegen
die beabsichtigte Ausstellung von
Knut im Museum werden Unter-
schriften im Internet gesammelt.
Am Dienstagmorgen lagen bereits
rund 1600 vor. Der Zoo will an der
Absicht festhalten, das präparierte
Tier im Museum auszustellen, be-
stätigte eine Sprecherin. Zoo-Di-
rektor Bernhard Blaszkiewitz hatte
außerdem die Idee vertreten, im
Zoo eine Bronzestatue von Knut
auszustellen, »am besten, wie er
als Baby war«. Knut war am 19.
März gestorben. Die Todesursache
untersuchen Experten im Leibniz-
Institut für Zoo- und Wildtierfor-
schung.

ÖBS noch ohne
Entscheidung
(dpa). Im Streit um die weitere Fi-
nanzierung des öffentlich geförder-
ten Beschäftigungssektors (ÖBS)
haben SPD und LINKE noch keine
Einigung erzielt. Ein »Chefge-
spräch« zwischen dem Regieren-
den Bürgermeister Klaus Wowereit
(SPD) und Arbeitssenatorin Carola
Bluhm (LINKE) soll »in Kürze«
fortgesetzt werden, wie Bluhms
Sprecherin Anja Wollny mitteilte.
Über die Inhalte des Gesprächs sei
bis dahin Vertraulichkeit verein-
bart worden. Wowereit und die
SPD blockieren derzeit bereits im
Haushalt eingeplante Mittel für
den ÖBS in Höhe von rund 15 Mil-
lionen Euro. Nach Ansicht Wowe-
reits werden mit den ÖBS-Stellen
einige wenige Langzeitarbeitslose
privilegiert würden.

Die öffentlich geförderte Be-
schäftigung ist ein Vorzeigeprojekt
der LINKEN. Langzeitarbeitslosen,
die kaum mehr eine Chance auf
dem ersten Arbeitsmarkt haben,
soll eine gemeinnützige Arbeit mit
einem existenzsichernden Lohn
von derzeit 1300 Euro im Monat
statt Hartz IV oder Ein-Euro-Jobs
geboten werden.


